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Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (204 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz über das Bundesrechen­

amt (Bundesrechenamtsgesetz) 

Der vorliegende Gesetzentwurf ~ieht die Er­
riichtung eines Bundesrechenamtes vor. Er he­
stimmt die dem Bundesrechenamt übertragenen 
Aufg,a'ben, zu denen auch die bisher dem Zentral­
besoJdungsamt obliegenden behördlichen Zu­
ständigkei~en gehören. Dem Bundesrechenamt 
kommt Ü'berwie'gendcLie Funkoion ~einer Service­
stelLezu; ,es hat VlieIfach andere DienststelLen 
bei Erfüllung ihrer Aufg3Jben zu unterstützen. 
Dies b.edeu~et, daß die D~enststellen - vor 
allem die Bundesministerien - die materiell­
rechtlichen Belange zu besorgen h:liben, während 
,das Bundesrechenamt für die datenverarbeitungs­
mäßiig,e Durchführung ,der einzelnen Aufgaben 
verantwortHch ~st. Hiebei wird in der Regel das 
Prinzip der DatenferßJV,ernrbeitung angewendet, 
wonach die Erfa:ssung der Daten (Daoeneingabe) 
durch die Dienststellen und d~e ,zentrale Ver­
at1beitung der Daten im Sundesrechenamt erfolgt. 

Der Final1iZ- uh,d Bildgeta:usschuß hat die Vor­
lage erstmals am 2. Juni 1976 ~n Verhandlung 
gezogen und einen Untemussd'lUß ,gewählt, dem 
von der SPö ,d~e Abgeordneoen Mon d 1, 
M ü h 1 b ach e r, N:i t tel bzw. Ku n s t ä t­
ter,P re c h t1 und Dr. Tu 11, von der öVP 
die' Abgeordneten Dkfm. DDr. K ö n i 'g, Doktor 
P ,e 1 ika n und S u p pan 'sowie von der FPö 
der A:bgeordnete Dr. S c h ni id t angehörten. 

Der Unterausschuß hat die Vorlage ,in ins­
gesamt zwei SitZungen beraten und als Ergebnis 
seiner Verhandlungen einen Gesetz,entwurf vor­
gelegt, ,in dem die vom Untemusschuß vor­
gesch1agenen Änderungen berücksichtigt sind. 

Der Finariz- und Budgetausschuß hat am 
5. Dez,ember 1977 den B,er,ichtdes Unterausschus­
ses ,durch dessen Obmann AJbgeordneten Doktor 
Tu 11 entgegengenommen und den vom Unter­
ausschuß vorgelegten Gesetzentwurf in Verhand-

lung gezogen. Nach Wortmeldungen der Abge­
ordneten Dr. B ro es igk e, DDr. König und 
Dr. F li sehe rsowie des Bundesministers für 
Finanzen Dr., A n d r 0 'S C h hat der Ausschuß 
ej.nstlimm~g heschlossen,dem Hohen Hause die 
Annahme' des Gesetzentwunfes in der von den 
Abgeordneten Dr. S l' 0 e 5 i g k 'e und 
DDr. K ö n ,j g vorg,eschlagenen F,:issung - Ein­
fügung eines neuen Abs. 5 im § 8, wodurch die 
bisherigen Abs. 5 und 6 ZlU Abs. 6 und 7 werden 
- zu empfehlen. .. 

Ferner nlahmder Ausschuß Zur ~enntnis, daß 
der Eil1i1eitungssatz im § 2 Abs. 1 des vom Unter­
ausschuß vorgelegten Gesetzentwurfes "Dem 
Bundesl"echenamt obliegen:" z;u lauten hat. 

Zu den vorgeschlagenen Änderungen ist zu 
bemerken: . 

Im gesamten Gesetzentwurf' wU'rden die 
Zicierungen " ... zuletzt geändert m~t Sundes-
gesetz BGBl. Nr .... " ersatzlos gestrichen, weil 
es nach allgemeiner Rechtslehre selhstlverständ­
lichist, daß Gesetze jeweils ,nur inder gelllenden 
Fassung anzuwenden sind. 

Weiters wurden in den §§ 3 Abs. 1 und. 3, 
4, 5, 6 Albs. 1 und 2 sowie 8 Ab'S. 1 und 3 die 
Worte "zuständ'igen Bundesminister" ("ZIUständi­
gen Bundesministers") durch "ober,sten Organ" 
("o'bersten Organes") ersetzt; ,damit rwll"d der 
mit Bundesverhssungsgesetz vom 2. Juni 1977" 
BGBL Nr. 323, erfolgten NovelLierung: des 
Art. 30 B-VG Rechnung getragen, mit der dem 
Präsidenten Ides Natlionalrates die Stellung eines 
obersten Verwaltungso,~ganes übertragen wurde. 

Zu § 2 Abs. 1 Z. 3: 

Die Erweiterung der Zuständ1gk,eit des Bundes­
rech,en3Jmtes auf dJie Mitwirkung bei .der Berech7 

1liUng und ZahlbarsteIlung der GeldleistJUngen 
nachdem Bundesgesetz. über die Volksanwalt­
scha,~t ,ist durch die:in der Zwischenzeit ,einge­
tretene Änderung der Gesetze'slage erfol1dedich. 
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2 749 der iBeilaigen 

Zu § 2 Abs. 1 Z. 5: 

Die Herausnahme der im Kleinrentnergesetz, 
BGBI. Nr. 251/1929, vorgesehenen Geldleistungen 
aus dieser Bestimmung wurde vom Bundesminl­
sterium für 'sO'Z~;lJle Ve11Waltung langeregt. Die 
Zahl der danach Anspruchsherechtigten ist näm­
Lich ständig im Sin~en hegriffen 'Und hat zur 
Ze~t ein Maß err,eicht, das eine überleitung des 
Verfahrens ·auf Datenfernverartbeitung nicht mehr 
Wlirtscha,f.clich und zweckmäßig erscheinen läßt. 
Es ~st vorgesehen, ·dtiese Geldl,eistungen im 
Rahmen der Applikation "BundeshaushaJtsver­
rechnung" (§ 2 Abs. 1 Z. 9 des Gesetz·ent­
wurtes) in einem Dauer:a'Uftr.agsverfahren zahlbar 
zu steHen. 

Zu § 2 Abs. 1 Z. 8: 

Durch das Wort "unmittelbar" soll Marge­
stellt werden, daß die im Rahmen des Personal­
informatJionssystems zu erhebenden Daten in 
engem Konnex zum Dienstverhältlllis stehen 
müssen. 

Zu § 2 Abs. 1 Z. 9: 
Die Einfügung der Worte "Mitwirkung bei 

der" soH verdeutlichen, daß die sachliche Zu­
ständigkeit zur Kontenführungbei den· Buch­
haltung,en ·der ·alllWeisenden Stellen geleg.en ist 
und dem Bundesrechenamt, gleichsam .als Erfül­
lungsgehü:l!fe, nur die ,datenverarbeit'Ungsmäßige 
Durchführung zukommt. 

Die Zicierung der Z. 20 ist durch das Inkraft-
treten .des Unterhaltsvorschußg·esetzes am 
1. November 1976 'erfor;der1ich. 

Durch die Knderung ,der hi'sherligen Forffi'\llie- Zu § 2 Abs. 1 Z. 10: 
rung "Erf.assung und Nachweisung" in "Erhe- Die Beifügung des Ausdruckes "für die Buch­
bung und Auswertung" wird der Gegenstand. haltung.en der ·anweisenden Stellen" soll zum 
der T1itigkeit des Bundesrechenamtes ~m Rahmen I Ausdruck bringen, daß eine Mitwirkung des Bun­
des 'Persona'linformatJionssystems wesentlich desrechenamtes bei der Führung von Betriebs­
k1arerals hisher umschrieben. 'Die unfügung abrechnungen für sämtLiche BundesdienststeHen 
der Worte "Mitwiirkung heider" soll verdeut- und micht für Bundesbetriebe oder betriebsähn­
lichen, daß dem Bundesrechenamt .im Rahmeri liche Eimichtung,en in Betracht kommt. 
des Personal~n.formationssystems - wJe bei den 
meisten der übrigen Kompetenzen _ nur die Zu § 2 Abs. 1 Z.20: 
datenveI1arheitungsrnäßige Durchführung zu- Die Einfügung der Z, 20 ist durch das In­
kommt. Die sachliche Zuständigkeit für das Per- kralttreten des UnterhaJtsvorsch·ußgesetz.es am 
sonal,inlformacion5systemHegt beim jeweiligen 1. November 1976 erfol'derlich. 
oberstert Organ in bezug ,aUlfdie Daten seines Zu § 2 Ahs. 2: 
Ressorts mw. beim Bundesk,anzl.er hinsicht:1ich .. . 
der DatenaUer aktiven Bundesberuensteten ~e ~nderu~g des 1. S~tzes stellt ledIglich dIe 
soWie heim Bundesminister für Ftinanzen an BerichtIgung emes Redaktlonsfehlers dar. 
Angeleg,enheiten des fin,anziellen Wirkungs- Im Hi?Mick .diarauf, daß die bisherige Z. 3 
bereiches. Durch die Knderung der Formulierung' den KreIS ,der ~mpfäng.~r.der zahlenmäßigen 
"der persönlichen Daten" Jn ,,.der sonstigen mit I Ausw~rnun'gen lucht be.zelchnet, ha~de1t e~ sich 
dem DienstverhaltnJis tinunmittelbal'em Zusam- umeme formalgesetzllch,e Dele.ga\)1on, ,die ZIU 

menhang 'stehenden personen:hezogenen Daten" verf:assungsrechtlichen Bedenken Anlaß gJibt; sie 
wiro n1icht nur .eine Begl'iffsgleichheit . mit der hat daher besser zu entf,a'lIen. 
RegJierungsvorlage des· Datenschutzgesetzes Die hisherige Z. 4 wird ,daher z'ur Z. 3. Durch 
(72 (cl'er Blg. XIV. GP) hergestellt, sondern auch deren Neuformulierung w~rddas Ausmaß der 
dem Grundsatz der Relevanz der Daten für einen vom Bundesrechenamt 2:u treff·enden Daten­
b_estimmten Zweck entsprochen. Sonstige per- sicherungsmaßnahmen besser umschri·eben. 
sonenbezogene Daten - d'as sind jene Daten, 4ie . über die ruenstrechclichen, hesoldungsrecht- Zu § 3 Abs. 2: 
lIchen und auf die Ausbi<ldung sich heziehenden Im § 2 Abs. 1 Z. 9 his 11 sind jene Zuständig­
Daten hinausgehen _ ,dürJ,en nur dann in das keiten festgelegt, die zu .den Buchhaltungs­
Personal~nforrtlationssystem aufgenommen wer- geschäften gehören. Die Nichtzitierung der Z. 10 
den, wenn sie mit dem Dienstverhältnis unmittel- bis 11 wÜI1de bedeuten, .daß für jene Bereiche, 
bar in Zus.ammenihang stehen. die kraft Gesetzes von der R,egelung des § 2 

. Abs. 1 Z. 9 ausgenommen sinid, notwendigerweise 
Das Recht der 'ßun:deshediensteten, über die hinsichdich der ,im § 2 Abs. 1 Z. 10 und 11 fest­

vom Dienstg,eher :Bund ülber sie z:u führenden gelegten Buchhaltungsaufgahen durch Verordnung 
Aufzeichnungen Auskunft zu erhalten bzw. ,in eine gesonderte Ausnahmeregelung getroffen 
diese E~nsicht zu nehmen (vgI. § ·13 Abs. 3 der werden müßte, was weder sinnvoll noch ökono-
Dienstpragmacik) und gegebenenfralls der.en Be- misdJ. wäre. . 
richcigurtg ZIU verlangen, wir:d durch den Um­
stand,daß solche personenbezogene. Daten in 
magnetisch gespeicherter Form geführt wer.den, 
,nicht her:ührt. 

Zu § 4: 
Durch die Zitierungdes Albs. 1 des § 2 wir.d 

d.em Umstand Rechnung getr:agen, daß § 2 Abs.2 
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749 der Beilagen 3 

keine Zuständigkeitsbest:immrungenenthält. Die 
Knderung d~ent ledigl,ich ,der Präzisierung. 

Durch die Aufnahme der Kriterien der Spar­
samkeit, Wirtsch,a.ftlichkeitund Zweckmäßigkeit 
kann alLfälligen künftigen Dezentralisierungs­
bestrebung,en besser Rechnung -getragen werden. 

Zu § 5: 

Durch das Einlügen der Worte "nach Maßgabe 
des § 2 Abs. 2" soll zum Ausdruck gebracht 
werden, daß im Verondnungswege Kom p e te n­
zen des Bund,esr.echenamtes nur im 
Ra h m end e s § 2 A b :5. 2 beg r ü nd e t 
wer d ,e n .cl ü r f ,e n. 

Die Zivierungder Z. 20 ist durch das Inkmft-
treten des Unterhaltsvorschußges,etzes am 
1. November 1976 erfor.derlich. 

desministeriengesetzes 1973 ibeahsichtigt ist. Die 
Aufnahme dieser Bestimmungen wird für zweck­
mäßig erachtet, einerseits, weil das Bundesmini­
st.eriengesetz nur subsidiäre Geltung besitzt, und 
and'ererseits, weil die Re~ierungsvor1:11ge inhaltlich 
auf den bereits vor dem Inkrafttreten des Bun­
desministeriengesetzes kowipierten Erstentwurf 
aus den Jahren 1967/68 zurückgeht. 

Zu § 9: 

Durch die geänderte Fassung wird die in der 
Regierungsvorlage enthaltene KasuistJik vermie­
den. Die neue Formulierung steHt hinreichend 
klar, daß der für die Vollz.iehung dieses Bundes­
gesetzes primär zuständige Bundesminister für 
Finanzen jeweils einvernehmlich mit dem sachlich 
zuständigen B'undesminister vorzugehen hat. 

Das Ersetzen des Wortes "und" zwischen den Ferner stellt der Ausschuß zu -einzelnen Be-
Z. 9 und 11 durch ,das Wort "bis" stellt die stimmungen f,est: 
Be!1ichtigung eines Redaktionsf.ehlers dar. Z § 2 Ab 1 Z 19 u s..: 

Zum Entfall des § 5 Abs. 2: 

Die übertragung von Aufgaben an das Bun­
desrech,enamt, die über die im § 2 Abs. 1 taxativ 
aufgezählten hinausgehen, soH im Hinblick auf 
die Bedeutung, die der eleku:onischen Datenver­
arbeitung zukommt, dem Gesetzgeber selbst vor-

, beha:lten bleiben. 

Zu § 6 Abs.1: 

Die Tr,ennung von Leitungs'aufgaben in sach­
lich,e und technisch-organisatorische trifft nicht 
nur auf d!ie bisher ZJitierten Z. 5, 6 und 16 his 19 
zu, sondern auf 'alle Z. des § 2 Abs. 1. 

Zu § 8 Abs. 1: 

Dies,e Knderul1!g ist .infolge des Zeitablaufes 
seit der Eirubringung der Regrierungsvorlag,e im 
Mai 1976 erforderlich. 

Zu § 8 Abs. 4: 

Durch die befristete Aufnahme von ,grundsätz­
lich,en Bestimmungen über den Schutz personen­
bezogener Daten, die sich an die dieshezüglichen 
Bestiimmungen des Datenschrut!Z&esetz-Entwurf.es 
anlehnen, .soUen die mißbräuchliche Weiterg,abe 
und Verknüpfung personenhezog,ener Daten 
untersagt werden. 

Dem Betroffenen zustehende Auskun,fts- und 
Berichtigungsrechte soHen durch dieses Gesetz 
nicht berührt werden. 

Zu § 8 Abs. 7': 

Diese Bestimmung soll eindeutig klarstellen, 
daß durch das ,Bund,esrechenamtsgesetz keine 
Derogation ,der Kompetenzre&elungen des Bun-

Mond! 
Berichterstatter 

Durch diese Bestimmung wird die W:ahlmög­
lichkeit des Anspruchsberechtiigten bezüglich der 
AUSIzahl'llngsmodalitäten (insbesondere Wahl des 
Kreditlinstitutes) für die Bundesmineralölsteuer­
vergütung nicht berührt und daher auch n,icht 
eingeschränkt. 

Zu § 2 Abs.2: 
über die vom Burudesrecheruamt gespeicherten 

Daten werden Aufz,e,ichnungen in konv,entioneHer 
Form (Karteien u. ä.) ruur insoweit weitergeführt, 
als dies aus organisatonischen Gründen oder zur 
Gewä:hrIeistimg oder Erhöhung ,der Auskllnfts­
bereitschaft unbedingt erforderlich ist. 

Zu § 8 Abs. 4: 
Durch die Aufnahme von Datenschutztbestim­

mungen ,in den vorliegenden Entwurf werden 
die Bera rungen des U nteraussch,usses des Ver­
fassungsausschusses über das Datenschutzgesetz 
nicht präjudiziert. 

Zu den Erläuterungen der Regierungsvorlage 
betreffend § 2 Abs. 1 Z. 9 bis 11: 

Der erste Satz im dritten Absatz ,der Erläute­
rungen ist idahingehend zu verstehen, daß das 
Bundesrechenamt für die Führung der Betriebs­
abrechnungen einen einheitlichen Rahmen zur 
Verfügung stellt und es den einzelnen anweisen­
den Stellen freist,eht, sich dieser Einrichtungen zu 
bedienen. 

Der F,inaruz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t r,a g, 'der Nationalrat wolle dem a n- . /. 
geschlos,senen Gesetzentwurf die 
ver.fassungsmäßige Zustimmung ,erteilen. 

Wien, 1977 12 05 

Dr. Tull 
Obmann 
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4 749 der Beilagen 

). 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
1978 über das Bundesrechenamt (Bundes­

rechenamtsgesetz) 

§ 1. Als Di~nstsüelle .des Bundes wir·d in Wien 
das Bundesrechen·amt errichtet. Das Bundes­
l'echenamt ,ist eine dem Bundesmiruister für 
Ein1all!Zen namgeordnete Dienststelle. 

§ 2. (1) Dem Bundesrechenamt obl:i,egen: 

1. die Mitlwirkung hei der Ber.echnung und 
die Za!hlbarste'l1ung der ,im Besolclungsrecht des 
Buooes für die akuiven BundesbecLiensteten und 
für die ,Bediensteten tim Sinne des § 14 Ahs. 3 
und 4 .des Geschäftsordnungsgesetzes, BGBL 
Nr. 41,0/1975, vorg.esehenen Geldleistungen ; 

2. die Berechnung und Zahl.barstellungder im 
Pensions recht der Bundesbediensteten vorgesehe­
nen Geldl:eistung,enund der vom Bundes­
präsidenten g'ewährten ·außerol'ldentlichen Versor­
gungsgenüsse und außerordentlichen Zuwendun­
gen; 

3. die Mitwirkung bei der Berechnung und 
die ZahlbarsteIlung der Geldleistungen nach dem 
Bezügegesetz,BGBL Nr. 273/1972, und nach 
dem Bundesgesetz über die Volksanwaltschaft, 
BGB'l. NI'. 121/1977; 

4. die Mitwirkung bei der Berechnung und 
die ZahlbarsteIlung der im Venf,assungsg,erichts~ 
hofgesetz 1953, BGBI. Nr. 85, für die Mitgli,eder 
und Ersatzmitlglieder des Verfassungs gerichts­
hofes und deren Hinterbliebene vorgesehenen 
Entsch'ädigung,en, Rouhe- und Versorgungsbezüge; 

5. 'die Mitwtirkung hei der Berechnung und die 
ZahlbarsteIlung der im Opferfürsorgegesetz, 
BGBL NI'. 183/1947, im Kriegsopferversorgungs­
gesetz 1957, BGBL Nr. 152, im Heeresversor­
gungsgesetz, BGBL Nr. 27/1964, und im ,Bundes­
gesetz vom 9. Juli 1972, BGBL Nr. 288, über 
die Gewährung von HrIfeleistungen an Opfer 
von Verbrechen vorgesehenen wiederkehrenden 
Geld'leiscungen sowie die Mitwirkung bei der 
Durchführung von Verfahren nach den genannten 
Bundesgesetzen; 

6. dlie Mitwirkung heider Berechnung und 
die Zahlharstellung der im ArbeitslosenverS!iche­
rungsg.esetz 1958, BGBL NI'. 199, im Sonder­
unterstütZlungsgesetrz, BGBI. Nr. 642/1973, und 
der im Bunclesg,esetz vom 4. Juli 1963, BGBL 
Nr. 174, über die Gewähruong von üher­
brückungshilfen 'an ehemalige Bundesbedienstete 
vOl1gesehenen wiederkehr~nden Geldleist;ungen; 

7. die Mitwirkung bei der ,Berechnung rund 
die Zahlbarstellung der Geldleistungen, die auf 
Gründ 'anderer Rechtsvorschriften zu ,den in den 
Z. 1 bis 6 genannten Ge1dleistungen gebühren 
order vom Bund zu entrichten sind, sowie die 
Abwicklung der Binnahmen, die mit den in' den 
Z. 1 bis 6 genannten Aufga'ben im Zusammen­
hang stehen; 

8. die. Mitwirkung bei der Erhehung und Aus­
wertungderdienstrechtlichen, der besoldungs­
rechtlichen, der auf die Ausbildung sich beziehen­
den und der sonstigen mit dem Dienstverhältnis 
in unmittelbarem Zusammenhang stehenden 
personenbezogenen Daten j.ener Bundesbedien­
steten, deren Geldleistungen nach den Z. 1 und 2 
unter Bedachtnahme auf § 3 Abs. 1 zu berechnen 
und zahlbar zu stellen sind; 

9. die Mitwirkung bei der Führung der Konten 
für ,die Buchha'ltungen ,der anweisenden Stellen 
über' die Bundeshaushaltsverrechnung und die 
damit in unmitt.elbarem Zusammenhang stehen­
den Neben- und Hilfsverrechnungen, die Mit­
wirkung am Verfahren zur Hel1einbringung der 
Forderungen des Bundes sowie ·die Zahlbarstel­
lung der von den anweisenden Stellen zu leisten­
den Ausgaben, soweit diese nicht unter dieZ. 1 
bis 7, 14 bis 16, 19 und 20 fallen; 

10. die Mitwirkung bei der Führung der 
Betriebsabrechnungen für die BuChhaltungen der 
anweis,enden Stellen; 

11. die Bereitstellung der zahlenmäßigen 
Unterlagen für die Monatsnachweisungen, die 
Jahresabschlüsse und den Bundesrechnungsab­
schluß einschließlich der Geldhauptrechnung; 

12. die Mitwirkung bei der Erhebung der 
Abgaben sowie bei der Einhebung der im Finanz-
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strafverfahren verhängten GeLdstraf.en und 
Wertersätze durch die Finanzämter; 

13. die Mitwirkung bei der Erhebung der 
Abgaben und Barsicherstellungen sowie bei der 
Einhebung der im Finanzstrafv,erfahren verhäng­
ten Geldstr,afen und W·ertersätze durch die Zoll­
ämter; 

14. die Zahlbarstellungder gemäß § 106 a 
des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBL 
Nr. 440, gebührenden Mietzinsbeihilfen; 

15. die Mitwirkung bei der. Berechnung und 
die Zahlbarstellung der gemäß § 24 des Familien­
lastenausgleichsgesetzes 1967, BGBL Nr. 376, im 
Wege der österreichischen Postsparkasse auszu­
zahlenden Familienbeihilfen; 

·16. die Mitwirkung bei der Berechnung und 
d~e Zahlbarstellung der nach dem Bauarbeiter­
Schlechtwetterentschädigungsgesetz, ·BGBl. 
Nr. 129/1957, gebührenden Geldleistungen; 

17. die Mitwirkung bei der Festsetzung der 
Ausgleichstaxen und am Verfahren nach dem 
Inv'al1ideneinstel1ungsgesetz 1969, BGBL N r. 22/ 
1970; 

18. die Mitwirkung bei der Durchführung von 
Ethebungen nach § 1 Abs. 2 bis 5 des Arbeits­
marktförderungsgeset21es, BGBL Nr. 31/1969; 

19. die Mitwirkung bei der Berechnung und 
die Zahlbarstellung der nach dem Bundesmineral~ 
ölsteuergesetz, BGBL Nr. 67/1966, gebührenden 
Bundesmineralölsteuervergütungen für landwirt­
smaftliche Betriebe; 

20. die Zahlbarstellung der nach dem Unter­
haltsvorschußgesetz, BGBl. Nr. 250/1976, ge­
bührenden Geldleistungen. 

(2) In Erfüllung der im Abs. 1 genannten 
Aufgaben hat das Bundesrechenamt insbesondere 
wahrzunehmen: 

1. die Verarheitung der von den Dienststellen 
zur Verfügung gestellten Daten sowie die Be­
kanntgabe ,der Verarbeitungsergebnisse und die 
Auskunfterteilung .an diese und ihre vorgesetzten 

\ Dienststellen; 

2. die Erstellung und Verarbeitung der für 
die Durmführung des automatisierten Zahlungs­
verkehrs erforderlichen Datenhestände; 

3. die Simerung der gespeicherten Daten vor 
Entstellung, MißbrauCh,' Zerstörung und Ver­
lust. 

(3) Das Bundesrechenamt hat seine temnischen 
Einrichtungen zur Verarbeitung von Daten für 
den Bedarf des Bundesministers für B,auten und 
Technik und der diesem namgeordneten Dienst­
stellen zur Verfügung zu stellen. 

§3. (1) Von der Regelung des § 2 Abs. 1 
Z. 1, 2 und 7 sind die Mitwirkung bei der Be­
rechnung und die ZahlbarsteIlung ausgenommen: 

1. von Geldleistungen für Bedienstete und 
nach Bediensteten der österreichischen ' Bundes­
bahnen oder deren Betriebsvorgänger; 

2. von Geldleistungen . für Bedienstete und nach 
Bediensteten der Post- und Telegraphenverwal­
tung; . 

3. von Geldleistungen für- Bedienstete des 
Bundes, die einem der in den Z. 1 oder 2 ge­
nannten Betri~be dauernd oder, vorwiegend zur 
Dienstleistung zugeteilt sind; 

4. von Geldleistungen für die von den Dienst­
stellen des Bundes im Ausland aufgenommenen 
Bediensteten, sofern di,ese Bediensteten nimt die 
österreichische Staatsbürgersmaft besitzen; 

5. von Geldleistungen 'für Bedienstete, die als 
Organe der mittelbaren Bundesverwaltung tätig 
sind oder waren, und von Geldleistungen an 
deren Hint·erbliebene; 

6. von Reisegebühren . und von EntsP1ädigun­
gen für Nebentätigkeiten, es sei denn, daß deren 
Berechnung und Zahlbarstellung für den jeweils 
in Betramt kommenden Personenkreis durm die 
Einschaltmng des Bundesrechenamtes einfacher 
bewirkt' werden kann. Das Vorliegen dieser Vor­
aussetzung hat der Bundesminister für Finanzen 
im Einvernehmen mit dem zuständigen oberst,en 
Organ durch Verordnung festzustellen. 

(2) Von der Regelung des § 2 Abs. 1 Z. 9 
bis 11 ist die Besorgung der genannten Aufgaben 
für die österreimischen Bundesbahnen, die Post­
und Telegraphenverwaltung und die österreichi~ 
smen Bundesforste ausgenommen. Für di.e öster­
reichischen Bundesforste sind jedoch die Konten 
für die im § 2 Abs. 1 Z. 9 genannten Ver­
recbnungsartenauf Grund der im Besoldungs~ 
recht des Bundes für die aktiven Bundesbedien­
steten und im Pension'srecht der Bundesbedien­
steten vorgesehenen Geldleistungen zu führen. 

(3) Die im Abs. 2 genannten .Betriebe haben 
die Monatsergebnisse über ihre Verremnung dem 
Bundesremenamt bis spätestens am Zehnten'des 
Monats, der unmittelbar auf den Abrechnungs­
zeitraum folgt, zur Einbeziehung in die Ergeb­
nisse der Bundeshaushaltsverl"echnung zu über­
geben. Abremnungszeiträume sind die Kalender­
monate Jänner bis Dezember und der 'Dezember 
einschließlich des Auslaufzeitraumes (Art. 6 
Punkt XXII Abs. 2 des Verwaltungsentlastungs­
gesetzes, BGBL Nr. 277/1925). Fällt der Zehnte 
. des Monats auf einen Samstag, Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag, so tritt~ an seine Stelle der 
nächstfolgende Werktag. Die Form, den Inhalt 
'und die Gliederung der dem Bundesrechenamt 
zu übergebenden Monatsergebnisse hat der Bun­
desminister für Finanzen im Einvernehmen mit 
dem zuständigen obersten Organ durch Verord­
. nung unter Beda.chtnahme auf den Inhalt .und 
die Gliederung der Monatsnamweisungen (§ 2 
Abs. 1 Z. 11) für die übrigen Verwaltungs-
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bereiche zu. bestimmen. Die Form, den Inhalt und 
die Gliederung sowie den Zeitpunkt der über­
gabe der J ahreserg,ebnisse an das Bundesrechen­
amt hat der Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit .dem zuständigen obersten 
Organ durch Verordnung unter Bedachtnahme 
auf die jä,hrliche Rechnungsablage festzulegen. 
Inwieweit hiebei der Rechnungshof mitzuwirken 
hat, richtet sich nach den Bestimmungen des 
Redmungshofgesetzes, BGBl.Nr. 144/1948. 

§ 4. Der Bundesminister für Finanzen kann 
im Einvernehmen mit dem zuständigen obersten 
Organ für bestimmte Dienststellen, für be­
stimmte Gruppen von Leistungsempfängern, für 
bestimmte Geldleistungen oder -für bestimmte 
Verrechnungsarten Ausnahmen von den Bestim­
mungen des § 2 Abs. 1 durch Verordnung v'er­
fügen, wenn dies wegen ihres geringen Um­
fanges oder ihrer mangelnden Eignung für die 
Verarbeitung mit Hilfe einer elektronischen 
Datenverarbeitungsanlage oder aus Gründen der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig­
keit geboten ist. Inwieweit hiebei der Rechnungs­
hof mitzuwirken hat, richtet sich nach den Be­
stimmungen des Rechnungshofgesetzes,. BGBL 
Nr.I44/1948. 

§ 5. Der Bundesminister für Finanzen kann 
auf Antrag des zuständigen obersten Organes 
durch Verordnung verfügen, daß das Buildes­
rechenamt nach Maßgabe des § 2 Abs. 2 auch 
andere als die im § 2 Abs. 1 Z. 1 bis 7; 14 
bis 16 sowie 19 und 20 genannten Geldleistun­
gen des Bundes zu berechnen U1l!d zahlbar zu 
stellen hat und daß auch für andere D1enststellen 
die im § 2 Abs. 1 Z. 9 bis'11 genannten Auf­
gaben zu besorgen sind, wenn dies wegen ihres 
großen Umfanges oder ihrer besonderen Eignung 
für eine Verarbeitung mit Hi!f,e einer elektro­
nischen Datenverarbeitungsanlage geboten ist. 
Inwieweit hiebei der Rechnungshof mitzuwirken 
hat, richtet sich nach den Bestimmungen des 
Rechnungshofgesetzes, BGBL Nr. 144/1948. 

§ 6. (1) Die Leitung der im § 2 Abs. 1 genann­
ten und der nach § 5 übertragenen Aufgaben 
obliegt 

1. in sachlichen Angdegenheiten dem zuständi­
gen obersten Organ und 

2. in technisch-organisatorischen Angelegen­
heiten dem Bundesminister für Finanzen. 

(2) Unter technisch-organisatorischen Angele­
genheiten im Sinne des Abs. 1 Z. 2 ist die 
Gesamtheit aller Maßnahmen zu verstehen, die 
eine einwandfreie Verarbeitung der vom zu­
ständigen obersten Organ nach Abs. 1 Z. 1 zur 
Verfügung gestellten Daten gewährleistet; inso­
weit hiebei die innere Einrichtung einer 'nicht 
dem Bundesminister für Finanzen nachgeordne­
ten Dienststelle berührt wird, ist das Einver-

nehmen mit dem zuständigen obersten Org.an 
herzustellen. 

§7. Die dem Zentralbesoldungsamt zukom­
menden behördlichen Zuständigkeiten gehen mit 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes auf das 
Bundesrechenamt über. 

§ 8. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 
1978 in Kr,aft. Gleichz,eitig tritt das Bundesgesetz 
vom 15. Juli 1964, BGBL Nr. 186, über das 
Zentralbesoldungsamt mit der Maßgabe außer 
Kraft, daß die' im § 2 Abs. 1 Z. 1, 3 bis 5 
und 7 genannten Aufg.aben vom Bundesrechen­
amt .in der bisherigen Form so lange weiter 
zu besorgen sind, bis die technisch-organisato­
rischen und personellen Voraussetzungen für die 
Einführun.g des Datenfernverarbeitungsverfah­
rens gegeben sind. Der Zeitpunkt der Umstel­
lung auf den Datenfernverarbeitungsbetrieb ist 
vom Bundesminister für Finanzen durch Verord­
nung im Einvernehmen mit dem jeweils zuständi­
gen obersten Organ kundzumachen. Bis dahin 
gilt das Bundesrechenamt in den Fällen des § 2 
Abs. 1 Z. 1, 3 und 4 als anweisendes Organ 
im Sinne des § 295 der Exekutionsordmmg, 
RGBL Nr. 79/1896. 

(2) Das Bundesrechenamt hat die im § 2 Abs. 1 
genannten Aufgaben, die nicht schon bisher vom 
Zentralbesoldungsamt besorgt wurden, erst nach 
Schaffung der technisch-organisatorischen Vor­
aussetzungen durch das Bundesministerium für 
Finanzen zu übernehmen. Der Zeitpunkt der 
übernahme ist vom Bundesminister für Finanzen 
durch Verordnung kundzumachen. Bis dahin 
sind die genannten Aufgaben jeweils von den 
bisher zuständigen Dienststellen in der bestehen­
den Form zu besorgen. 

(3) Das Inkrafttreten und der Umfang des 
Wirksamwerdens des § 3 Abs. 3 sind nach Maß­
gabe der Schaffung rder technisch-organisatori­
seIlen Voraussetzungen· abweichend von der Be­
stimmung des Abs. 1 vom Bundesminister für 
Finanzen im Einvernehmen mit dem zuständigen 
obersten Organ durch Verordnung kundzu­
machen. Inwieweit hiebei der Rechnungshof mit­
zuwirken hat, richtet sich nach den Bestim­
mungen des Rechnungshofgesetzes, BGBL 
Nr. 144/1948. Bis zu diesem Zeitpunkt haben 
die im § 3 Abs. 2 g'el1iannten Betriebe illre 
Monats- und Jahresergebnisse dem Bundesmini~ 
ster für Finanzen nach den einschlägigen Vor­
schriften zu übergeben. 

(4) Bis zum Inkrafttreten eines Bundesgesetzes 
über den Schutz· personenbezogener Daten hat 
das Bundesrechenamt bei Erfüllung der ihm 
übertragenen Aufgaben die folg,enden Grund­
sätze zu beachten: 

1. Personenbezogene Daten dürfen nur weiter­
gegeben werden, wenn ·hiefür eine ausdrückliche 
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gesetzlidle Ermädltigung besteht oder die Weiter­
gabe zur Erfüllung der Aufgaben des Bundes­
l'emenamtes erforderlidl ist oder der Empfänger 
zur Ermittlung dieser Daten gesetzlim beremtigt 
ist oder es sim um Daten handelt, bei denen 
simergestellt ist, daß der Betroffene nimt mehr 
bestimmbar ist. 

2. Die Weitergabe von der Amtsversmwiegen­
heit unterliegenden personenhezog'enen Daten 
darf ohne Zustimmung des Betroffenen nur mit 
Genehmigung des zuständigen obersten Organes 
erfolgen. 

3. Die für ein Aufgabengebiet gespeimerten 
personenbezogenen Daten dürfen mit personen­
bezogenen Daten eines anderen Aufgabengebietes 
nur insoweit verknüpft werden, als dies gesetz­
lidl vorgesehen ist. 

(5) Daten aus dem Bereirue ,der dem Präsiden­
ten des Nationallrates ,gemäß Art. 30 B-VG über­
tragenen Verwaltungsangelegenheiten dürfen -

unbesmadet der dem Bundesminister für Finan­
zen auf Grund der ,geltenden haushaltsremtlimen 
Bestimmungen zukommenden Befugnisse - nur 
mit Zustimmung ,des Präsidenten des National­
rates weitergegeben werden. 

(6) Die Verordnungen nam .§ 3 Ahs. 1 Z. 6 
und den §§ 4 und 5 können von dem der Kund­
madmng dieses Bundesgesetzes .fo'lgenden Tag an 
erlassen werden. Sie treten frühestens mit diesem 
Bundesgesetz in Kraft. 

(7) Die Zuständigkeitsbestimmuntgen des Bun­
desministeriengesetzes 1973, BGBL Nr. 389, wer­
den durm dieses Bundesgesetz nicht berührt. 

§ 9. Mit der VoUZiiehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister ,für Finanzen betraut. Er 
hat hiebei das Einvernehmen mit anderen Bun­
desministern herzustellen, soweit .dies nach deil 
Zuständigkeitsbestimmungen des Bundesmini­
steriengesetzes 1973, BGBl. Nr. 389, erforder­
lich ist. 
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